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1. Fristen und Termine

Steuerzahlungstermine im Januar:


   Fälligkeit
Ende der Schonfrist bei Zahlung durch


 
Überweisung (Wert-
Scheck/bar 


stellung beim Finanzamt)

Lohn- /Kirchensteuer
10.01.
15.01.
keine Schonfrist

Umsatzsteuer
10.01.
15.01.
keine Schonfrist

Hinweis:

Zahlungen per Scheck gelten ab dem 1.1.2007 erst am 3. Tag nach dessen Eingang beim Finanzamt als geleistet. Bitte achten Sie daher auf eine rechtzeitige Übergabe oder Einsendung, um Säumniszuschläge zu vermeiden.  

Zahlungstermine für Sozialversicherungsbeiträge im Januar: 


   Fälligkeit


für den Monat Januar 
29.01.

Hinweis: 

Ab 2006 sind die Beiträge zur Sozialversicherung am Ende des Monats zu zahlen, in dem die Arbeit geleistet wird. Der zu zahlende Betrag für den laufenden Monat kann in Höhe des Betrages des Vormonats geschätzt werden.

2. Jahressteuergesetz macht Auskünfte des Finanzamts gebührenpflichtig

Am 24.11.2006 hat der Bundesrat das Jahressteuergesetz 2007 verabschiedet. Das neue Gesetz enthält zahlreiche Maßnahmen, die ursprünglich bereits 2005 verwirklicht werden sollten, wegen des vorzeitigen Endes der 15. Legislaturperiode aber zunächst zurück gestellt wurden. Einige Änderungen sind nur rein redaktioneller Natur, wie etwa die Korrektur fehlerhafter Verweise, andere wiederum passen das aktuelle Steuerrecht an inzwischen geänderte Rechtsprechung an. In einigen Bereichen kommt es auch zu einer Verschärfung des bisherigen Steuerrechts bzw. es wurden auch völlig neue Regelungen in das Gesetzgebungsverfahren eingebracht, die im ursprünglichen Entwurf noch gar nicht enthalten waren. Eine dieser Neuregelung ist die künftige Gebührenpflicht für verbindliche Auskünfte des Finanzamtes:

Seit der Föderalismus-Reform haben die Steuerpflichtigen einen Rechtsanspruch auf die Erteilung einer sog. verbindlichen Auskunft. In einer solchen Auskunft teilt das Finanzamt dem Steuerpflichtigen mit, wie es einen bestimmten, noch nicht verwirklichten Sachverhalt steuerlich beurteilt. Diese Art von Auskunftserteilung wird ab Inkrafttreten des Jahressteuergesetzes gebührenpflichtig. Angeregt hat dies der Bundesrat, da nach seiner Auffassung zu erwarten sei, dass die Anzahl der Anträge im Hinblick auf die Kompliziertheit des Steuerrechtes stark steigen werde und die vermehrte Erteilung verbindlicher Auskünfte zu einem erheblichen zusätzlichen Arbeitsaufwand bei den Finanzämtern führen könne. Die Gebühren sollen sich grundsätzlich nach dem Gegenstandswert richten, der mindestens 5.000 € betragen soll. Daraus ergibt sich eine Mindestgebühr von 121 €. Beträgt der Gegenstandswert bspw. 500.000 € ergibt sich daraus eine Gebühr von 2.956 €. Kann der Gegenstandswert nicht ermittelt werden, wird dem Steuerpflichtigen eine Zeitgebühr in Rechnung gestellt. Sie soll 50 € je angefangene halbe Stunde und mindestens 100 € betragen. 

Hinweis:

Die Gebührenregelung betrifft ausschließlich den Sonderfall der verbindlichen Auskunft. Normale Auskünfte bleiben wie bisher gebührenfrei. Wenn sich ein Steuerpflichtiger im Finanzamt nach der künftigen steuerlichen Behandlung bestimmter Ausgaben, wie etwa Fahrtkosten auf dem Weg zur Arbeit oder Abzug von Kinderbetreuungskosten, erkundigt, erhält er diese Auskunft auch weiterhin kostenlos. 

Daneben treten durch das Jahressteuergesetz 2007 weitere wichtige Neuregelungen, die wir bereits in unseren früheren Ausgaben ausführlicher erläutert haben, in Kraft:

· Eine Regelung zur korrespondierenden Besteuerung bei verdeckten Gewinnausschüttungen soll sicherstellen, dass auf Bezüge des Anteilseigners das Halbeinkünfteverfahren anzuwenden ist, wenn diese auf Ebene der Gesellschaft als verdeckte Gewinnausschüttung dem Einkommen hinzugerechnet wurden. 

· Für betrieblich veranlasste Sachzuwendungen, wie etwa Geschenke, wird eine Pauschalsteuer von 30 % eingeführt. Die Pauschalversteuerung hat den Vorteil, dass der Empfänger die Zuwendung nicht selbst versteuern muss. Der Wert der Zuwendungen ist pro Empfänger und Wirtschaftsjahr auf 10.000 € begrenzt.

· Rückwirkend ab 2006 werden Beiträge zu einer sog. Rürup-Rente besser beim Sonderausgabenabzug berücksichtigt. 

· Ebenfalls rückwirkend zum 1.1.2006 können Verluste aus Steuerstundungsmodellen im Bereich der Kapitaleinkünfte nur noch begrenzt steuerlich geltend gemacht werden. 

· Die Pflichtangaben in Rechnungen wurden erweitert. So müssen von nun auch der Zeitpunkt der Lieferung oder sonstigen Leistung separat in der Rechnung genannt werden, auch wenn dieser mit dem Ausstellungsdatum übereinstimmt. 

· Steuerpflichtige, die ihre Steuerschulden per Scheck begleichen, müssen sich darauf einstellen, dass diese nach dem 31.12.2006 erst nach 3 Tagen als geleistet geltend. Diese Neuregelung sollte beachtet werden, um Säumniszuschläge zu vermeiden. 

· Schließlich gibt es noch Änderungen bei der Bedarfsbewertung von Grundstücken: Bei Schenkungen, Erbschaften oder anderen Übertragungen ist ab 2007 für die Wertermittlung auf aktuelle Werte zurückzugreifen.

Hinweis:

Viele Neuregelungen treten mit der Bekanntgabe des Jahressteuergesetzes im Bundesgesetzblatt in Kraft. Das genaue Datum der Veröffentlichung lag uns bei Redaktionsschluss noch nicht vor, soll aber Mitte Dezember 2006 geplant sein.

Quelle: Jahressteuergesetz 2007 (JStG 2007) vom 16. November 2006, Br-DrS 835/06, LEXinform Nr. 0934095 

3. Körperschaftsteuerguthaben wird ab 2008 jährlich ausbezahlt

Diese und weitere wichtige Neuregelungen hat der Bundesrat am 24.11.2006 durch das „Gesetz über steuerliche Begleitmaßnahmen zur Einführung der Europäischen Gesellschaft und zur Änderung weiterer steuerrechtlicher Vorschriften“ (SEStEG) verabschiedet. 

Ab 2007 wird das Verfahren zur Mobilisierung des Körperschaftsteuerguthabens geändert. Bisher konnte das Guthaben, dass aus der Umstellung im Körperschaftsteuersystem vom Anrechnungs- zum Halbeinkünfteverfahren aus dem Jahr 2000 stammte, nur anteilig und bei entsprechend hohen Gewinnausschüttungen realisiert werden. Benachteiligt wurden dabei Unternehmen, die wegen einer schwachen Finanzlage nicht zu Gewinnausschüttungen in der Lage waren. Nun müssen die Kapitalgesellschaften ihr Körperschaftsteuerguthaben letztmalig zum Ende dieses Jahres ermitteln. Im Jahr 2007 bleibt das Guthaben zunächst unangetastet. Erst ab 2008 wird es in zehn gleichen Jahresraten an die Unternehmen ausgezahlt unabhängig von einer Gewinnausschüttung. Vollständig wird dann voraussichtlich im Jahr 2017 das Guthaben durch den Fiskus erstattet sein. 

Hinweis:

Im Jahr 2007 kann das Körperschaftsteuerguthaben damit nicht bzw. auch nicht teilweise realisiert werden. Sollten Sie bereits Gewinnausschüttungen für dieses Jahr geplant und ein eventuell zu erstattendes Körperschaftsteuerguthaben einkalkuliert haben, müssen Sie die Neuregelung beachten. Erst ab 2008 können Sie von dem Guthaben wieder profitieren. Lassen Sie sich von uns beraten, wie Sie Ihre Ausschüttungspolitik optimal an der neuen gesetzlichen Regelung ausrichten. 

Im übrigen hat der Bundesrat die bereits durch den Bundestag beschlossenen Änderungen durch das SEStEG ebenfalls gebilligt, die wir Ihnen bereits in unserer vorherigen Ausgabe vorgestellt haben. Die wichtigsten Änderungen sind, dass künftig bei Umwandlungen ein bereits bestehender Verlustvortrag nicht mehr auf den übernehmenden Rechtsträger übergehen kann, was bisher zumindest noch bei Verschmelzungen von Kapitalgesellschaften sowie bei Spaltungen unter bestimmten Voraussetzungen möglich war. Daneben gibt es noch steuerliche Erleichterungen, wenn einbringungsgeborene Anteile veräußert werden. 

Hinweis:

Bitte beachten Sie, dass die gesetzlichen Änderungen des SEStEG nicht nur auf Umwandlungen und Umstrukturierungen mit Auslandsbezug anzuwenden sind, sondern auch alle nur im Inland stattfindenden Vorgänge betroffen sind. Das Gesetz ist auf Umwandlungen anzuwenden, die am Tag nach seiner Verkündung im Bundesgesetzblatt – das genaue Datum lag uns bei Redaktionsschluss noch nicht vor, wird aber voraussichtlich Mitte Dezember 2006 sein – beim Handelsregister angemeldet werden. Einige Regelungen treten sogar rückwirkend in Kraft. Lassen Sie sich von uns beraten, wie sich das neue Gesetz auf von Ihnen geplante Umstrukturierungen auswirkt.  

Quelle: Gesetz über steuerliche Begleitmaßnahmen zur Einführung der Europäischen Gesellschaft und zur Änderung weiterer steuerrechtlicher Vorschriften (SEStEG) vom 16. November 2006, Br/DrS 836/06, www.bundesrat.de

4. Gesetz über elektronisches Handels- und Unternehmensregister in Kraft getreten

Am 15.11.2006 wurde das neue „Gesetz über elektronische Handelsregister und Genossenschaftsregister sowie das Unternehmensregister (EHUG)“ im Bundesgesetzblatt verkündet und ist damit in Kraft getreten. 

Zum 1.1.2007 werden nun die Handels-, Genossenschafts- und Partnerschaftsregister auf elektronischen Betrieb umgestellt. Die Register werden weiterhin durch die Amtsgerichte geführt. Zukünftig können Unterlagen nur noch elektronisch eingereicht werden, wobei hier Übergangsfristen eingeräumt wurden. Wegen der elektronischen Führung über die Internetseite www.handelsregister.de werden Eintragungen künftig auch nur noch elektronisch bekannt gemacht. Die Pflicht zur Zeitungsbekanntmachung entfällt damit; bis Ende 2008 muss sie allerdings zusätzlich in einer Tageszeitung erfolgen. 

Ebenfalls ab dem 1.1.2007 können sämtliche publikationspflichtige Daten über ein elektronisches Unternehmensregister (www.unternehmensregister.de) abgerufen werden. Dazu wird der bereits bestehende elektronische Bundesanzeiger als Publikationsplattform ausgebaut. Jahresabschlüsse werden also künftig nur noch an den elektronischen Bundesanzeiger eingereicht und über diesen und das elektronische Unternehmensregister veröffentlicht. Dort können sie auch online abgerufen werden. 

Hinweis:

Die zunehmende Transparenz der Firmendaten betrifft alle Unternehmen, die bereits bisher von der Veröffentlichungspflicht betroffen waren. Um nur die gesetzlichen Mindestangaben veröffentlichen zu müssen, kann es von Vorteil sein, neben dem Jahresabschluss auch einen speziellen für die Veröffentlichung bestimmten Abschluss zu erstellen.

Quelle: Gesetz über elektronische Handelsregister und Genossenschaftsregister sowie das Unternehmensregister (EHUG) vom 10. November 2006, BGBl. I S. 2553

5. Büroraumvermietung im Einfamilienhaus kann zur Betriebsaufspaltung führen

Ein Ehepaar war zu je 50 % an einer GmbH beteiligt, die auf dem Gebiet der Unternehmensberatung tätig war. Die Betriebsräume der GmbH befanden sich zunächst in der Mietwohnung der Eheleute. Als sie später in ihr selbst genutztes Einfamilienhaus umzogen, wurde ein Büro- und ein Lagerraum des Einfamilienhauses an die GmbH vermietet. Bei einer späteren Betriebsprüfung wollte das Finanzamt aus der Raumvermietung die Konsequenzen einer Betriebsaufspaltung ziehen und die Vermietungseinnahmen in gewerbliche Einkünfte umqualifizieren. Schließlich seien die Büroräume für die GmbH eine wesentliche Betriebsgrundlage. Diese Auffassung teilten die Steuerpflichtigen nicht. Schließlich haben die Büroräume für die GmbH nur eine geringe Bedeutung, da so gut wie kein Kundenkontakt in diesen Räumen stattfinde, denn dieser spiele sich überwiegend in den Räumen der Kunden ab. Außerdem wurden die Räume weder für die Zwecke der GmbH besonders hergerichtet noch gestaltet. 

Der BFH schloss sich schließlich der Auffassung des Finanzamtes an und bejahte eine Betriebsaufspaltung. Die persönlichen Voraussetzungen dafür waren im zu verhandelnden Fall unstreitig gegeben. Die sachlichen Voraussetzungen, die in der Überlassung einer wesentlichen Betriebsgrundlage an die GmbH bestehen, sah der BFH ebenfalls als erfüllt an. Eine wesentliche Betriebsgrundlage liege nach der neueren Rechtsprechung des BFH bereits dann vor, wenn ein Grundstück nicht nur von wirtschaftlich geringer Bedeutung sei. Eine besondere Gestaltung – wie etwa eine branchenspezifische Herrichtung oder Ausgestaltung – für den Unternehmenszweck sei nicht notwendig. Der entscheidenden Grund dafür, dass die Büroräume für die GmbH nicht nur von untergeordneter Bedeutung sind, sei darin zu sehen, dass sich hier der Mittelpunkt der Geschäftsleitung befinde.

Hinweis:

Ob auch eine Betriebsaufspaltung vorgelegen hätte, wenn der überlassene Gebäudeteil im Vergleich zum gesamten Grundstück nur einen untergeordneten Wert gehabt hätte und nicht als Betriebsvermögen behandelt werden müsste, musste das Gericht nicht entscheiden. Im zu verhandelnden Fall wurde zwar nicht die prozentuale Grenze von einem Fünftel überschritten, allerdings lag der Wert des Gebäudeteils über der absoluten Wertgrenze von derzeit 20.500 €. 

Quelle: BFH-Urteil vom 13. Juli 2006, IV R 25/05, LEXinform Nr. 5003221

6. Neues zu Verlusten wegen Bürgschaftsinanspruchnahme

Gesellschafter bürgen nicht selten für die Verbindlichkeiten ihrer GmbH. Werden sie aus diesen Bürgschaften in Anspruch genommen, können sie die Aufwendungen unter bestimmten Voraussetzungen steuerlich geltend machen. Zur Zeit haben sich gleich mehrere Finanzgerichte mit der Frage beschäftigt, ob und wann die Bürgschaftsinanspruchnahme beim wesentlich beteiligten Gesellschafter steuerlich zu berücksichtigen ist.

Verlust unter Umständen auch bereits vor Inanspruchnahme anzusetzen

Grundsätzlich entsteht der Auflösungsverlust erst in dem Jahr, in dem der Gesellschafter weder mit wesentlichen Änderungen des feststehenden Verlustes noch mit anderen Rückzahlungen oder Zuteilungen aus dem Gesellschaftsvermögen rechnen kann. Bei Insolvenz der Gesellschaft ist das regelmäßig der Zeitpunkt des Abschlusses des Insolvenzverfahrens. Allerdings gibt es davon eine wichtige Ausnahme: der Verlust ist bereits früher steuerlich anzusetzen, wenn das Insolvenzverfahren mangels Masse abgelehnt wird. Bei der Verlustberechnung sind bereits dann künftige Aufwendungen zu berücksichtigen. Das gilt auch bei Bürgschaftsverpflichtungen, wenn der Gläubiger seinen Anspruch bereits geltend gemacht hat oder mit der Inanspruchnahme zu rechnen ist. Eine Zahlung muss noch nicht erfolgt sein. 

Im zu verhandelnden Fall wurde nach der damals noch geltenden Konkursordnung das Verfahren mangels Masse gegen eine GmbH im Jahr 1994 eingestellt. Der Gesellschafter hatte sich für die Schulden der GmbH verbürgt und wurde 1996 auch in Anspruch genommen. Doch das Finanzamt versagte ihm den steuerlichen Abzug im Jahr 1996, weil er bereits 1994 mit der Bürgschaftsinanspruchnahme hätte rechnen müssen. Das Finanzgericht Brandenburg bestätigte in seinem Urteil dieses Vorgehen. Da der Bescheid aus 1994 bereits bestandskräftig geworden war, konnte der Gesellschafter seine Bürgschaftsaufwendungen steuerlich nicht geltend machen.

Hinweis:

In Fällen, in denen das Insolvenzverfahren mangels Masse abgelehnt wird, müssen Gesellschafter rechtzeitig ihren Auflösungsverlust steuerlich geltend und dabei auch auf eingegangene Bürgschaftsverpflichtungen Acht geben.

Bürgschaftsinanspruchnahme auch bei mittelbarer Beteiligung abziehbar

Das Finanzgericht Köln musste entscheiden, ob auch ein nur mittelbar beteiligter Gesellschafter die Bürgschaftsinanspruchnahme steuerlich geltend machen kann. Der Steuerpflichtige war alleiniger Gesellschafter der G-GmbH. Die G-GmbH war wiederum zu 50 % an der Q-GmbH beteiligt. Der Steuerpflichtige übernahm Bürgschaften für mehrere Verbindlichkeiten der Q-GmbH und wurde – als diese wegen Vermögensverfalls liquidiert wurde – daraus in Anspruch genommen. Das Finanzamt wollte diese Aufwendungen des Steuerpflichtigen unberücksichtigt lassen, weil es der Ansicht war, dass eine Berücksichtigung nur bei direkt beteiligten Gesellschaftern möglich wäre.

Das Finanzgericht entschied schließlich zu Gunsten des Steuerpflichtigen. Zum einen stellte es fest, dass der Steuerpflichtige ausreichend mittelbar an der Q-GmbH beteiligt war, denn die vorgeschaltete G-GmbH wurde durch ihn beherrscht. Wenn dann beide Anteile zusammengerechnet werden, war das für eine wesentliche Beteiligung ausreichend. Nach dem Urteil des Finanzgerichtes können hinsichtlich von Finanzierungsaufwendungen mittelbare Beteiligung nicht anders als unmittelbare behandelt werden. Daher erhöhe die Bürgschaftsinanspruchnahme die Anschaffungskosten der direkten Beteiligung des Steuerpflichtigen.  

 Hinweis:

Endgültig muss nun der BFH über die Handhabung solcher Verluste bei mittelbaren Beteiligungen entscheiden. 

Quelle: FG des Landes Brandenburg, Urteil vom 27. April 2006, 5 K 2257/04, Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt (Az. des BFH: XI B 102/06), EFG 2006 S. 1435; FG Köln, Urteil vom 24. August 2006, 10 K 4703/02, Revision eingelegt (Az. des BFH: VIII R 45/06), LEXinform Nr. 5003215

7. Probleme bei zu Unrecht als Herstellungskosten erfasster Vorsteuer 

Für Steuerpflichtige, die ihren Gewinn durch Einnahme-Überschussrechnung ermitteln, wie viele Freiberufler, ist die Vorsteuer im Zeitpunkt ihrer Verausgabung eine Betriebsausgabe. Gleiches gilt auch bei der Ermittlung der Einkünfte durch Überschussrechnung, wie etwa bei Vermietung und Verpachtung. Umgekehrt ist die vereinnahmte Umsatzsteuer eine Betriebseinnahme. Der BFH musste sich kürzlich mit einem Fall befassen, in dem der Betriebsausgabenabzug für gezahlte Vorsteuern im Jahr der Zahlung unterlassen wurde, im Folgejahr aber nachgeholt werden sollte.

Dabei ging es um ein Ehepaar, dem ein Einfamilienhaus gehörte. Der Ehemann war Rechtsanwalt und hielt seinen Miteigentumsanteil an dem Grundstück in seinem Betriebsvermögen. An dem Einfamilienhaus wurde ein Anbau errichtet, der umsatzsteuerpflichtig vermietet wurde. Die Eheleute unterließen es, in ihrer Steuererklärung die auf den Anbau entfallende Vorsteuer als Betriebsausgaben bzw. als Werbungskosten geltend zu machen. Die Abschreibungen ermittelten sie auf der Grundlage der Bruttoherstellungskosten. Als dann der Fehler später erkannt wurde, wollten die Steuerpflichtigen die Beträge als Sonderabschreibungen im nächsten Jahr abziehen. 

Diese Vorgehensweise erkannte das Finanzamt nicht an. Wie schließlich der BFH entschied, war diese Ansicht korrekt. Eine Teilwertabschreibung komme weder bei einer Einnahme-Überschussrechung noch bei der Ermittlung der Einkünfte aus Vermietung durch Überschussrechnung in Betracht. Abgesehen davon läge auch die Voraussetzung für eine Teilwertabschreibung nicht vor, da keine dauernde Wertminderung des Gebäudes eingetreten sei. Betriebsausgaben, die nicht im Jahr der Verausgabung abgezogen worden sind, können nicht in einem späteren Jahr nachgeholt werden. Auf der anderen Seite sind die Aufwendungen nicht gänzlich steuerlich verloren. Immerhin können sie im Wege der Abschreibung geltend gemacht werden oder im Falle einer Entnahme oder späteren Veräußerung mindern sie den entsprechenden Gewinn. 

Quelle: BFH-Urteil vom 21. Juni 2006, XI R 49/05, BStBl. 2006 II S. 712  

8. Wirtschaftsingenieur als Bauleiter ist freiberuflich tätig

Der BFH musste sich kürzlich dazu äußern, ob eine GbR, deren beiden Gesellschafter als Bauleiter tätig waren, freiberufliche oder gewerbliche Einkünfte hat und im letzteren Fall Gewerbesteuer zahlen muss. Die beiden Gesellschafter hatten in der damaligen DDR ihr Studium mit dem akademischen Grad eines „Diplom-Ingenieur-Ökonom“ erfolgreich abgeschlossen. Seit einigen Jahren waren sie als Bauleiter tätig. Ihre Tätigkeit umfasste die Vorbereitung und Mitwirkung hinsichtlich der Auftragsvergabe, die Objektüberwachung, Objektbetreuung einschließlich der Überwachung der Mängelbeseitigung sowie die Dokumentation. In der Architektenliste waren sie nicht eingetragen. Das Finanzamt sah die Tätigkeit der GbR als gewerblich an. Dagegen legte die GbR ohne Erfolg Einspruch ein. Auch das im Anschluss betriebene Klageverfahren verlief erfolglos. Die Gesellschafter seien keine Architekten und übten auch keinen architektenähnlichen Beruf aus, so die Begründung des Finanzgerichtes. Auch könnten sie den Nachweis der durch ein Architekturstudium vermittelten theoretischen Kenntnisse nicht führen. 

Der BFH schloss sich der Ansicht des Finanzgerichtes nicht an. Freiberuflich tätig sind u.a. auch Ingenieure, soweit sie ihre Berufstätigkeit selbständig ausüben. Dazu müsse der Steuerpflichtige die notwendigen theoretischen Kenntnisse in einem förmlichen Ausbildungsgang erworben haben und anschließend aufgrund der erworbenen Kenntnisse tätig werden. Die Tätigkeit eines Bauleiters kann bei entsprechenden nachgewiesenen theoretischen Kenntnissen freiberuflich sein. An diesen Maßstäben gemessen, sind Absolventen eines Studiums des Wirtschaftsingenieurwesens freiberuflich tätig, wenn sie auf einem Hauptgebiet des Ingenieurwesens tätig sind, was im Streitfall unstreitig vorlag. Weiterhin muss der Steuerpflichtige die Berufsbezeichnung „Ingenieur“ führen dürfen oder das von ihm in der DDR absolvierte Studium demjenigen eines (Wirtschafts-)Ingenieurs entsprechen, was das Finanzgericht nicht ausreichend geprüft hatte. Daher wurde der Fall an das Finanzgericht zur weiteren Sachaufklärung zurück verwiesen.

Hinweis:

Ob eine Tätigkeit als freiberuflich oder gewerblich und damit gewerbesteuerpflichtig anzusehen ist, ist schon immer Gegenstand vieler gerichtlicher Entscheidungen gewesen und wird es auch bleiben. Daran ändert auch die geplante Unternehmensteuerreform nichts, da nach aktuellem Stand der Dinge die Gewerbesteuer in ihrer bisherigen Form erhalten bleibt und nicht – wie ursprünglich geplant – auf alle Unternehmer ausgedehnt wird.

Quelle: BFH-Urteil vom 6. September 2006, XI R 3/06, LEXinform Nr. 5003541

9. Kein ermäßigter Umsatzsteuersatz für Cateringservice

Der BFH entschied in zwei Urteilen, dass weder das sog. „Essen auf Rädern“ noch ein Menü-Service in einer Schule den ermäßigten Umsatzsteuersatz von 7 % für seine Leistungen verlangen kann.

Werden bestimmte Lebensmittel, wie etwa Backwaren, geliefert, gilt der ermäßigte Steuersatz von 7 %. Diese Begünstigung im Vergleich zum allgemeinen Steuersatz von inzwischen 19 % ist auf den Handel mit Lebensmitteln zugeschnitten. Wer dagegen Speisen und Getränke zusammen mit Dienstleistungen gastronomischer Art abgibt, darf den ermäßigten Steuersatz nicht anwenden, da dann die gesetzliche Voraussetzung einer bloßen Lieferung nicht mehr erfüllt ist. Nach der ständigen Rechtsprechung des BFH sowie des EuGH liegt bereits dann eine Dienstleistung vor, wenn im jeweiligen Fall das Dienstleistungselement qualitativ überwiegt. Wird geprüft, ob das der Fall ist, kommt den zusätzlichen Leistungen aller Art regelmäßig ausschlaggebendes Gewicht zu. Davon betroffen sind besonders Imbisseinrichtungen aller Art, Caterer oder andere mobile Essensdienste.

Im ersten Fall gab ein Mahlzeitendienst („Essen auf Rädern“) fertig zubereitete Mittagessen portioniert auf eigenem Geschirr ohne Besteck an Einzelabnehmer in deren Wohnungen aus. Der BFH schloss sich in seinem Urteil der Meinung des Finanzamtes und des Finanzgerichtes an, dass die Leistungen des Mahlzeitendienstes nicht als – begünstigte – Lieferung, sondern als Leistung anzusehen seien. Der Mahlzeitendienst hatte nämlich nicht nur die Speisen nach Hause geliefert, sondern darüber hinaus auf eigenen Tellern bereit gestellt und die Teller anschließend wieder abgeholt und gereinigt.

Das zweite Urteil betraf einen Menü-Service. Dieser versorgte Schulkinder mit Mittagessen. Dazu wurden die in seiner Großküche zubereiteten Speisen noch heiß in Transportbehältern in die Schulen gebracht. Anschließend wurden sie durch seine Mitarbeiter auf Schulgeschirr portioniert und an die Kinder ausgegeben. Geschirr, Besteck und Mobiliar reinigte der Menü-Service anschließend selbst. Auch hier entschied der BFH, dass diese Zusatzleistungen als Dienstleistungselement die Essensausgabe präge und damit der Regelsteuersatz anzuwenden sei.      

Hinweis:

Somit sind lediglich Essenslieferungen unportioniert in Warmhaltebehältern oder tiefgekühlt als Fertigmahlzeit mit dem ermäßigten Steuersatz von 7 % begünstigt. Betroffene Unternehmer müssen unbedingt diese Rechtsprechung beachten und ggf. eine neue Preiskalkulation vornehmen, da ihre Kunden in der Regel nicht vorsteuerabzugsberechtigt sind.

Quelle: BFH-Urteile vom 10. August 2006, V R 55/04 und V R 38/05, LEXinform Nr. 5003274 und 5003272; BFH-Pressemitteilung vom 11. Oktober 2006, Nr. 53/06, LEXinform Nr. 0172872

10. Neue Entfernungspauschale ab 2007 

Nur noch bis zum 31.12.2006 konnten Arbeitnehmer für die beruflich bedingte Wegstrecke eine Entfernungspauschale von 30 Cent je gefahrenen Kilometer geltend machen. Ab 2007 wird die Entfernungspauschale drastisch gekürzt. Künftig beginnt nach der Ansicht des Gesetzgebers die berufliche Sphäre aus steuerlicher Sicht erst am Werkstor. Nur Fernpendler können ab dem 21. Kilometer die Entfernungspauschale als Werbungskosten ansetzen. Wie die Entfernungspauschale ab 2007 konkret aussieht, dazu hat sich die Finanzverwaltung inzwischen in einem Schreiben geäußert:

Die Entfernungspauschale gibt es grundsätzlich unabhängig vom Verkehrsmittel. Auch bei der Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel darf die nun gekürzte Entfernungspauschale erst ab dem 21. Kilometer angesetzt werden. Sind die tatsächlichen Kosten dabei höher, können diese nicht wie früher abgesetzt werden. Von der Entfernungspauschale ausgenommen sind Flugstrecken, bei denen die tatsächlichen Kosten absetzbar sind, sowie Strecken mit steuerfreier Sammelbeförderung, bei denen keine Werbungskosten geltend gemacht werden können. 

Hinweis:

Mit der Entfernungspauschale sind sämtliche weitere Aufwendungen abgegolten, wie etwa Parkgebühren, Finanzierungskosten, Unfallkosten auf dem Weg zur Arbeit oder Kosten eines Austauschmotors anlässlich eines Motorschadens auf dem Weg zur Arbeit. 

Die Entfernungspauschale ist auf maximal 4.500 € im Jahr begrenzt, wenn der Weg zur Arbeit mit 
einem Motorrad, Motorroller, Fahrrad, zu Fuß oder mit öffentlichen Verkehrsmitteln zurückgelegt wird. Auch für die Teilnehmer einer Fahrgemeinschaft gilt diese Begrenzung für die Tage, an denen der Arbeitnehmer seinen eigenen Kraftwagen nicht einsetzt. Die Grenze ist nicht zu beachten, wenn das eigene oder zur Nutzung überlassene Fahrzeug für die Fahrt zur Arbeit benutzt wird.  

Für die Entfernung zwischen Wohnung und Arbeit ist die kürzeste Straßenverbindung maßgebend, unabhängig welche Entfernung mit dem jeweiligen Verkehrsmittel benutzt wird. 

Beispiel:

Für einen Arbeitnehmer, der mit der U-Bahn zur Arbeit fährt, beträgt die zurückgelegte Wegstrecke einschließlich U-Bahnfahrt und Fußweg 30 km. Die kürzeste Straßenverbindung beträgt 25 km. Als Entfernungspauschale ist eine Entfernung von 25 km abzüglich 20 km = 5 km anzusetzen.

Nur volle Kilometer werden berücksichtigt. Ausnahmsweise kann auch eine längere Verbindung zu Grunde gelegt werden, wenn diese offensichtlich verkehrsgünstiger ist. Bei Fahrgemeinschaften wird jedem Teilnehmer die Entfernungspauschale gewährt. Umwegfahrten, wie etwa zum Abholen von Mitfahrern, sind nicht einzubeziehen. 

Oftmals benutzen Arbeitnehmer für den Weg zur Arbeit verschiedene Verkehrsmittel, sei es, dass für eine Teilstrecke der Kraftwagen und für die weitere öffentliche Verkehrsmittel benutzt werden (Park & Ride) oder nur für einen Teil des Jahres öffentliche Verkehrsmittel benutzt werden, wie etwa in den Wintermonaten. In solchen Mischfällen ist zunächst die kürzeste Straßenverbindung zu ermitteln. Bei der weiteren Berechnung ist zu beachten, dass bei der Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel die Begrenzung auf 4.500 € pro Jahr gilt.

Die Pauschale kann für jeden Arbeitstag nur einmal angesetzt werden. Bei mehreren Dienstverhältnissen kann die Entfernungspauschale für jeden Weg zur Arbeitsstätte angesetzt werden, wenn der Steuerpflichtige zwischenzeitlich in seine Wohnung zurückgekehrt ist. Ohne Rückkehr in die Wohnung darf die Entfernung höchstens die Hälfte der Gesamtstrecke abzüglich 20 km betragen. 

Beispiel:

Ein Arbeitnehmer fährt vormittags von zu Hause in A zur regelmäßigen Arbeitsstätte nach B, nachmittags weiter zur Arbeitsstätte nach C und abends wieder zurück nach A. Die Entfernungen betragen zwischen A und B 30 km, zwischen B und C 40 km und zwischen C und A 50 km. 

Die Gesamtentfernung beträgt 30 + 40 + 50 km = 120 km, die Entfernung zwischen der Wohnung und den beiden regelmäßigen Arbeitsstätten 30 + 50 km = 80 km. Da dies mehr als die Hälfte der Gesamtentfernung ist, sind (120 km : 2) = 60 km – 20 km = 40 km für die Ermittlung der Entfernungspauschale anzusetzen.

Auf die Entfernungspauschale sind folgende Arbeitgeberleistungen anzurechnen:

· steuerfreie Sachbezüge für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte bis höchstens 1.080 € (Rabattfreibetrag),

· pauschal versteuerter Arbeitgeberersatz,

· steuerfreie Sachbezüge für die Wege zur Arbeit (44 €-Grenze).

Familienheimfahrten bei doppelter Haushaltsführung können bereits ab dem 1. Kilometer steuerlich geltend gemacht werden. Eine Beschränkung auf den Höchstbetrag von 4.500 € gibt es hier nicht.

Behinderte Menschen können statt der Entfernungspauschale auch die tatsächlichen Kosten für Wege zur Arbeit ansetzen. Wird ein privates Fahrzeug benutzt, kann ohne Einzelnachweis der pauschale Kilometersatz von derzeit 30 Cent je gefahrenen Kilometer angesetzt werden. 

Arbeitgeber können Fahrtkostenzuschüsse an den Arbeitnehmer in Höhe von dessen individuellen Werbungskosten leisten. Diese kann der Arbeitgeber mit 15 % pauschal versteuern. Arbeitgeber, die bereits bisher solche Zuschüsse an ihre Arbeitgeber geleistet haben, müssen ab 2007 unbedingt die neue Rechtslage beachten. Bleiben die Zuschüsse in unveränderter Höhe bestehen, muss der Arbeitnehmer sie künftig individuell versteuern. Zusätzlich entfällt die Sozialversicherungsfreiheit.    

Hinweis:

Der Bund der Steuerzahler hat gegen die Einschränkung der Entfernungspauschale einen Musterprozess eingeleitet. Im inzwischen beim Finanzgericht Mecklenburg-Vorpommern anhängigen Verfahren geht es um den Fall eines Steuerpflichtigen, der jeden Arbeitstag 75 Kilometer zu seiner Arbeitsstelle zurücklegen muss. Nach Ansicht des Bundes der Steuerzahler verstößt die Streichung der ersten 20 Kilometer gegen das Prinzip der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. Schließlich sei es nicht möglich, dass jeder Steuerpflichtige direkt bei seiner Firma wohne, so die Begründung des Bundes der Steuerzahler. Nach dessen Schätzungen werden ab 2007 mehr als 15 Millionen Steuerpflichtige von der Änderung betroffen sein, weil sie ihre Fahrtkosten gar nicht mehr oder nur noch eingeschränkt steuerlich geltend machen können. 

Die eingeschränkte Entfernungspauschale gilt zwar erst ab 2007, allerdings werden bereits viele Steuerzahler die Auswirkungen frühzeitig spüren, wenn sie beim Finanzamt die Eintragung eines Freibetrags auf der Lohnsteuerkarte beantragen wollen. 

Quelle:  BMF-Schreiben vom 1. Dezember 2006, IV C 5 S 2351 60/06, www.bundesfinanzminsterium.de; Bund der Steuerzahler e.V., Pressemitteilung vom 1. Dezember 2006, www.steuerzahler.de
11. BFH entscheidet positiv zur Spekulationsfrist bei Entnahmen aus dem Betriebsvermögen

Der Bundesfinanzhof hat die bisher zugunsten der Steuerpflichtigen ergangene Rechtsprechung der Finanzgerichte zur Frage der Spekulationsfrist bei der Entnahme von Grundstücken aus dem Betriebsvermögen vor dem 1.1.1999 bestätigt. 

Im konkreten Fall hatte ein Steuerpflichtiger von seinen Eltern im Wege der vorweggenommenen Erbfolge im Jahr 1993 ein Grundstück unentgeltlich übertragen bekommen, das bis dahin Betriebsvermögen des landwirtschaftlichen Betriebes der Eltern gewesen war, durch die Schenkung jedoch aus dem Betriebsvermögen entnommen wurde. 2001 verkaufte er das Grundstück und erzielte dabei einen Gewinn von rund 40.000 €, den das Finanzamt als steuerpflichtig behandelte. Hiergegen klagte der Steuerpflichtige. 

Nach dem Einkommensteuergesetz sind Einkünfte aus privaten Grundstücksveräußerungsgeschäften steuerbar, bei denen der Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräußerung nicht mehr als 10 Jahre beträgt. Auch die Entnahme gilt als Anschaffung. Obwohl diese Anschaffungsfiktion erst 1999 Gesetz wurde, wendet die Finanzverwaltung sie auch auf vorangehende Entnahmen an, wie der Steuerpflichtige feststellen musste.

Zu Unrecht, so der BFH. Die Anschaffungsfiktion hat ihre gesetzliche Grundlage im so genannten Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 und ist nicht auf Entnahmen vor dem 1.1.1999 anzuwenden.

Hinweis:

Damit steht der Veräußerung von Grundstücken oder Wohn- und ehemaligen Betriebsgebäuden, die vor dem 1.1.1999 entnommen oder im Rahmen einer Betriebsaufgabe ins Privatvermögen überführt wurden, eine mögliche Steuerbelastung nicht mehr im Wege.

Quelle: BFH-Urteil vom 18. Oktober 2006, IX R 5/06, LEXinform Nr. 5003548

12. Entschädigung für Rücktritt vom Kaufvertrag nicht steuerpflichtig

Der BFH entschied in einem aktuellen Urteil, dass der Verkäufer eines privaten Grundstücks die Entschädigung für den Rücktritt vom Kaufvertrag nicht versteuern muss. Das so genannte Reuegeld, das der ursprüngliche Käufer wegen seines Rücktritts an den Verkäufer zu zahlen habe, sei dem nicht steuerbaren Vermögensbereich zuzuordnen.

Wird Privatvermögen verkauft, ist der Veräußerungsgewinn steuerpflichtig, wenn der Verkaufszeitpunkt innerhalb einer bestimmten Spekulationsfrist liegt. Die Spekulationsfrist beginnt mit der Anschaffung des Wirtschaftsguts und beträgt 1 Jahr, bei Grundstücken 10 Jahre. Im zu verhandelnden Fall wollten zwei Steuerpflichtige ihre Grundstücke verkaufen. Im Kaufvertrag wurde vereinbart, dass der Käufer vom Kaufvertrag zurücktreten könne, wenn nicht bis zum Ende des folgenden Jahres die Grundstücke im Bebauungsplan als Gewerbegebiet ausgewiesen wurden. Für den Rücktrittsfall wurde der Käufer verpflichtet, ein Reuegeld von 10 % des ursprünglichen Kaufpreises zu zahlen. Da bis zum vereinbarten Termin die Grundstücke nicht als Gewerbegebiet ausgewiesen wurden, machte der Käufer von seinem Rücktrittsrecht Gebrauch und zahlte vereinbarungsgemäß das Reuegeld. Das Finanzamt wollte, dass die Verkäufer diese Zahlung versteuern, da es sich nach dessen Meinung um steuerpflichtige Einkünfte handelte. 

Das Finanzgericht und später auch der BFH gaben den Steuerpflichtigen Recht. Nicht jede Einnahme führe auch zu steuerpflichtigen Einkünften. Hier handele es sich um einen veräußerungsähnlichen Vorgang im privaten Bereich. Vereinbarung und Vereinnahmung eines Reuegeldes seien nicht Element einer erwerbswirtschaftlichen Tätigkeit. Das Reuegeld sei nur eine bloße Folgevereinbarung des Kaufvertrages, denn die Verkäufer wollten nicht das Reuegeld vereinnahmen, sondern ihre Grundstücke verkaufen.   

Hinweis:

Im Zuge der geplanten Unternehmensteuerreform soll ab 2009 eine Abgeltungssteuer von 25 % eingeführt werden, wodurch sämtliche Veräußerungsgewinne aus Wertpapieren, wie etwa Aktien, steuerpflichtig werden und mit der Abgeltungssteuer belegt werden. Die jetzt noch gültige 1-jährige Spekulationsfrist, nach dessen Ablauf ein steuerfreier Verkauf möglich war, wird damit abgeschafft. Die Neuregelung soll voraussichtlich für alle Wertpapiere – nicht aber für Grundstücke – gelten, die nach dem 31.12.2007 angeschafft werden.

Quelle: BFH-Urteil vom 24. August 2006, IX R 32/04, BFH/NV 2006 S. 2346; BFH-Pressemitteilung vom 8. November 2006, Nr. 62/06, LEXinform Nr. 0172933

------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Amtsveranlagung auch bei negativen Einkünften ab 410 € durchzuführen

Arbeitnehmer müssen in der Regel innerhalb von 2 Jahren eine Steuererklärung beim Finanzamt einreichen, um sich eventuell zu viel gezahlte Lohnsteuer erstatten lassen zu können. Geht die Steuererklärung erst nach dieser Frist beim Finanzamt ein, wird keine Veranlagung mehr durchgeführt. Diese sehr restriktive Regelung wird gerade durch das Bundesverfassungsgericht auf seine Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz überprüft. 

Daneben hat der BFH bereits in einer Reihe weiterer Verfahren entschieden, unter welchen Bedingungen die 2 Jahres-Frist nicht anzuwenden ist. Gesetzlich geregelt ist, dass das Finanzamt auf jeden Fall innerhalb der Festsetzungsfrist von u.U. 7 Jahren eine Veranlagung durchzuführen hat, wenn die Summe der Einkünfte, die nicht Arbeitslohn sind, mehr als 410 € betragen. Doch gilt diese Grenze auch in Verlustsituationen? Das hat nun der BFH in zwei Fällen bejaht.

Dabei ging es um zwei Arbeitnehmer, die neben ihrer Angestelltentätigkeit auch noch Verluste aus anderen Einkunftsarten hatten: der eine aus Vermietung, der andere aus Land- und Forstwirtschaft. Die Verluste lagen über 410 €. Die Finanzämter versagten den Steuerpflichtigen eine Veranlagung und damit eine üppige Lohnsteuererstattung, da beide die 2 Jahres-Frist versäumt hatten. Die Voraussetzungen, eine Veranlagung durchführen zu müssen, weil die anderen Einkünfte mehr als 410 € betrugen, sahen sie als nicht erfüllt an, da es sich doch um Verluste handelte. 

Zu Unrecht, wie der BFH nun entschied. Der BFH sieht das Merkmal „mehr als 410 €“ auch dann als erfüllt an, wenn die Summe der übrigen Einkünfte negativ und höher als 410 € ist. Hierfür spreche, dass Einkünfte begrifflich auch negativ sein können. Die Grenze von 410 € diene lediglich der Verwaltungsvereinfachung und dürfe nicht zu Lasten des Steuerpflichtigen ausgelegt werden. Schließlich solle auch dem Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung gefolgt werden und eine entsprechende Gleichbehandlung dürfe Steuerpflichtigen mit Verlusten nicht versagt werden.

Hinweis:

Dieses steuerzahlerfreundliche Urteil wurde inzwischen durch das Jahressteuergesetz 2007 ausgehebelt. Künftig wird gesetzlich klargestellt, dass diese Grenze von 410 € nur noch bei einer positiven Summe der anderen Einkünfte Anwendung findet. Das soll auch für alle zurückliegenden Jahre gelten. Allerdings steht die 2 Jahres-Frist ohnehin auf dem verfassungsrechtlichen Prüfstand (Az. des BVerfG: 2 BvL 55/06 und 2 BvL 56/06). Sollte in Ihrem Fall das Finanzamt eine Veranlagung ablehnen, weil diese Frist nicht eingehalten wurde, legen Sie Einspruch ein und beantragen Sie das Ruhen des Verfahrens. Wir helfen Ihnen dabei gerne!

Quelle: BFH-Urteile vom 21. September 2006, VI R 52/04 und 47/05, BFH/NV 2006 S. 2359 und S. 2364

13. Lebensversicherungen: Anzeigepflicht bei schädlicher Verwendung

Versicherungsunternehmen sind bei Lebensversicherungen zur Anzeige der Fälle verpflichtet, in denen Ansprüche aus Versicherungsverträgen zur Tilgung oder Sicherung von Darlehen eingesetzt werden. Für Neuverträge, die nach dem 31.12.2004 abgeschlossen werden, ist eine solche Anzeige allerdings nicht mehr notwendig.

Hintergrund der Anzeigepflicht war die nach der bisherigen Regelung des Einkommensteuergesetzes vorgeschriebene Prüfung einer zum Wegfall des Sonderausgabenabzugs und zur Steuerpflicht der Zinsen führenden schädlichen Verwendung. Allerdings gelten diese Rechtsfolgen nur für Lebensversicherungsverträge, deren Laufzeit vor dem 1.1.2005 begonnen hat. Für nach dem 31.12.2004 abgeschlossene Lebensversicherungsverträge kommt ein Sonderausgabenabzug nicht mehr in Betracht. Außerdem sind die Erträge generell zu versteuern, so dass es unerheblich ist, ob eine Lebensversicherung der Tilgung oder Sicherung eines Darlehens dient. Da bei Neuverträgen eine Unterscheidung zwischen steuerschädlicher und steuerunschädlicher Verwendung nicht mehr erforderlich ist, hat der Gesetzgeber die Anzeigepflicht auf Versicherungen beschränkt, deren Laufzeit vor dem 1.1.2005 begonnen hat.

Das bedeutet, bei Altverträgen, die vor dem 1.1.2005 abgeschlossen wurde, ist die steuerschädliche Verwendung im Hinblick auf einen möglichen Sonderausgabenabzug und der möglichen Steuerpflicht der Zinsen weiterhin zu prüfen.

Für Neuverträge (Abschluss ab 1.1.2005) dagegen ist dies nicht mehr erforderlich, da Beiträge zu diesen Versicherungen generell vom Sonderausgabenabzug ausgeschlossen und die Zinsen grundsätzlich steuerpflichtig sind. 

Hinweis:

Der Erlass eines Bescheides über die gesonderte Feststellung der Steuerpflicht von Zinsen ist in Neufällen daher nicht mehr erforderlich.

14. Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen und Beschäftigungsverhältnisse

Ab 2006 werden haushaltsnahe Dienstleistungen in Privathaushalten verstärkt gefördert. Nun hat sich die Finanzverwaltung in einem Schreiben zu Einzelheiten bei der steuerlichen Förderung von haushaltsnahen Beschäftigungsverhältnissen und Dienstleistungen geäußert. 

Wie bereits in den Vorjahren gibt es für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse folgende Steuerermäßigungen:

· 10 % der Aufwendungen bei einer geringfügigen Beschäftigung, maximal 510 € bzw. 

· 20 % der Aufwendungen bei einem sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis, maximal 2.400 €.   

Begünstigt sind der Bruttoarbeitslohn oder das Arbeitsentgelt sowie die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung. Die Beschäftigung muss sich auf Tätigkeiten erstrecken, die einen engen Bezug zum Haushalt haben, wie etwa die Zubereitung von Mahlzeiten, Wohnungsreinigung, Gartenpflege oder die Betreuung von Kindern und kranken, alten oder pflegebedürftigen Personen. Beschäftigungsverhältnisse mit nahen Angehörigen, die in einem Haushalt leben, werden nicht anerkannt, wie bspw. zwischen Ehegatten. Möglich sind wiederum Verträge mit Angehörigen, die nicht im Haushalt leben, wie etwa Kindern, die einen eigenen Haushalt haben. Die Verträge werden allerdings nur dann steuerlich anerkannt, wenn sie zivilrechtlich wirksam zustande gekommen sind, tatsächlich durchgeführt werden und einem Fremdvergleich standhalten.

Hinweis:

Die Höchstbeträge mindern sich für jeden vollen Kalendermonat, in dem die Voraussetzungen nicht vorgelegen haben, um ein Zwölftel. Als Nachweis für das Beschäftigungsverhältnis dient bspw. die von der Minijob-Zentrale erteilte Bescheinigung. 

Haushaltsnahe Dienstleistungen werden außerhalb eines Beschäftigungsverhältnisses erbracht. Handelt es sich um haushaltsnahe Dienstleistungen, die gewöhnlich durch Mitglieder des privaten Haushalts erledigt werden können, gibt es eine Steuerermäßigung von 20 % der Kosten von bis zu 3.000 €, maximal 600 €. Zu diesen Tätigkeiten zählen bspw.

· Wohnungsreinigung (etwa durch Angestellte einer Dienstleistungsagentur oder einen selbständigen Fensterputzer),

· Pflege von Angehörigen (bspw. durch einen Pflegedienst) oder

· Gartenarbeiten (z.B. Rasenmähen, Heckenschneiden).

Umzugsdienstleistungen für Privatpersonen sind ebenfalls haushaltsnahe Dienstleistungen.

Werden Pflege- und Betreuungsleistungen beansprucht, verdoppelt sich der Höchstbetrag der Steuerermäßigung auf 1.200 €. Maximal können von diesen Kosten also 6.000 € steuerlich genutzt werden. Diese Neuregelung gilt ab 2006. Dazu muss die betreute Person die Pflegestufe I bis III haben oder Leistungen aus der Pflegeversicherung beziehen. 

Hinweis:

Die Steuerermäßigung steht neben der pflegebedürftigen Person auch deren Angehörigen zu, wenn sie für die Leistungen aufkommen, auch wenn die Pflege und Betreuung nicht im Haushalt des Angehörigen sondern in dem der betreuten Person durchgeführt wird. Ein Haushalt kann auch bei Heimbewohnern vorliegen, wenn diese dort über Räumlichkeiten verfügen, die hinsichtlich ihrer Ausstattung für eine Haushaltsführung geeignet sind (Bad, Küche, Wohn- und Schlafbereich) und individuell genutzt werden können. Gleiches gilt bei haushaltsnahen Beschäftigungsverhältnissen. 

Im Übrigen ist die Steuerermäßigung haushaltsbezogen. Werden zwei Personen in einem Haushalt gepflegt, kann die Steuerermäßigung nur einmal in Anspruch genommen werden. 

Seit 2006 werden auch Handwerksleistungen über eine zusätzliche Steuerermäßigung gefördert. Sie beträgt 20 % der Kosten und maximal 600 €. Handwerksleistungen sind solche Leistungen, die im Regelfall nur von Fachkräften durchgeführt werden. Dazu zählen u.a.:

· Arbeiten an Innen- und Außenwänden, Dach oder Fassade,

· Streichen/Lackieren von Türen, Fenstern oder Heizkörpern,

· Modernisierung des Badezimmers,

· Reparatur und Wartung von Gegenständen im Haushalt des Steuerpflichtigen (z.B. Waschmaschine, Geschirrspüler, Herd, Fernseher, PC).

Auch Kontrollaufwendungen sind begünstigt, wie etwa die Gebühr für den Schornsteinfeger oder die Kontrolle der Blitzschutzanlagen. Die Kosten sind unabhängig davon begünstigt, ob Erhaltungs- oder Herstellungsaufwand vorliegt; lediglich Neubaumaßnahmen sind ausgeschlossen. Der beauftragte Unternehmer muss nicht in der Handwerksrolle eingetragen sein. Auch Kleinunternehmer sind begünstigt.

Hinweis:

Positiv ist, dass die Finanzverwaltung nun ausdrücklich klarstellt, dass auch der einzelne Wohnungseigentümer begünstigt ist, wenn die Wohnungseigentümergemeinschaft Auftraggeber der haushaltsnahen Dienstleistungen oder Handwerksleistungen ist oder ein haushaltsnahes Beschäftigungsverhältnis besteht (z.B. Reinigung und Pflege von Gemeinschaftsräumen, Gartenarbeiten). Dazu müssen in der Jahresabrechnung die jeweiligen Beträge, insbesondere die steuerbegünstigten Kosten (Arbeits- und Fahrtkosten) gesondert ausgewiesen sein und der Anteil des jeweiligen Wohnungseigentümers anhand seines Beteiligungsverhältnisses individuell errechnet wurde. Gleiches gilt auch für Wohnungsmieter, wenn in den von ihm zu zahlenden Nebenkosten entsprechende Beträge enthalten sind und die auf ihn entfallenden Anteile aus einer Abrechnung hervorgehen. 

Damit die Aufwendungen als haushaltsnahe Dienstleistungen oder Beschäftigungsverhältnisse steuerlich begünstigt sind, dürfen sie keine Betriebsausgaben oder Werbungskosten sein. Sie dürfen auch nicht vorrangig als Sonderausgaben oder außergewöhnliche Belastungen berücksichtigt werden.  

Begünstigt sind nur Arbeits- und ggf. Maschinen- und Fahrtkosten. Diese müssen in der Rechnung gesondert ausgewiesen werden. Bis einschließlich 2006 darf dieser Anteil geschätzt werden. 

Der Nachweis erfolgt durch Vorlage einer Rechnung und durch einen Überweisungsbeleg auf das Konto des Empfängers. Wird bar gezahlt und eventuell eine Quittung des Empfängers als Nachweis vorgelegt, führt das zum Versagen der Steuerermäßigung. Bei Überweisungen durch Dauerauftrag 
oder Online-Banking reicht der Kontoauszug. 

Folgendes Beispiel zeigt, wie Steuerpflichtige mehrere Steuerermäßigungen nebeneinander in Anspruch nehmen können:

Ein Ehepaar beschäftigt 2006 einen Gärtner im Rahmen einer geringfügigen Beschäftigung für 380 € im Monat. Die Gesamtkosten inkl. Sozialversicherungsbeiträge belaufen sich pro Jahr auf ca. 5.111 €. Da es sich um ein haushaltsnahes Beschäftigungsverhältnis handelt, werden 10 % der Aufwendungen maximal 510 € steuerlich gefördert. Die Steuerermäßigung beträgt damit 510 €.

Weiterhin beschäftigt das Ehepaar zur Reinigung der Wohnung sowie zur Erledigung von Einkäufen und der Wäsche eine Hausangestellte, die monatlich 1.000 € erhält. Unter Einbezug der Sozialversicherungsbeiträge betragen die gesamten Aufwendungen für die Hausangestellte rd. 14.500 €. Steuerlich gefördert werden 20 % der Aufwendungen, maximal 2.400 €. Der Steuerbonus beträgt somit 2.400 €.   

Außerdem wird die im Haushalt lebende pflegebedürftige Mutter der Ehefrau durch einen Pflegedienst versorgt. Dafür werden monatlich 450 € ausgegeben, im Jahr 2006 insgesamt 5.400 €. Würden die Kosten nicht als außergewöhnliche Belastung geltend gemacht werden, sind 20 % der Aufwendungen abziehbar, maximal 1.200 €. Der Steuerrabatt beträgt somit 1.080 €. 

Ebenfalls in 2006 wird das Badezimmer umfassend renoviert. Die Handwerkerrechnung beträgt insgesamt 4.000 €. Davon entfallen 2.000 € auf den Lohn und 2.000 € auf Materialkosten. Gefördert werden 20 % der Lohnkosten, maximal 3.000 €. Die Einkommensteuer ermäßigt sich somit um 400 €.  

Insgesamt kann das Ehepaar für haushaltsnahe Dienstleistungen 1.480 € sowie wegen Aufwendungen für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse 2.910 € von der Steuer abziehen. 

Hinweis:

Haben Sie Fragen zur Steuerermäßigung für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse oder Dienstleistungen, dann sprechen Sie uns an. Wir beraten Sie gerne!

Quelle: BMF-Schreiben vom 3. November 2006, IV C 4 S 2296b 60/06, www.bundesfinanzministerium.de
15. Sozialversicherungs-Rechengrößen für 2007

Am 19.10.2006 hat der Bundestag das Gesetz zur Änderung des Betriebsrentengesetzes und anderer Gesetze verabschiedet, worin auch das Gesetz über maßgebende Rechengrößen in der Sozialversicherung für 2007 enthalten ist. Das Gesetz ist mittlerweile in Kraft getreten. Für das nächste Jahr ist von folgenden sozialversicherungsrechtlichen Werten auszugehen:  

Die Bezugsgröße gemäß § 18 SGB IV beträgt künftig in den alten Bundesländern wie bisher 29.400 € p.a. und 2.450 € monatlich. In den neuen Bundesländern steigt sie dagegen auf 25.200 € im Jahr bzw. 2.100 € im Monat, was eine Steigerung von 440 € jährlich und 35 € monatlich bedeutet.

Die für die Renten- und Arbeitslosenversicherung der Arbeiter und Angestellten relevante Beitragsbemessungsgrenze (West) beträgt für das Jahr 2007 wie bereits im laufenden Jahr 5.250 €/Monat sowie 63.000 € pro Jahr. Die Beitragsbemessungsgrenze in den neuen Bundesländern klettert ab 2007 auf 4.550 €/Monat (2006: 4.400 €) bzw. 54.600 €/Jahr (2006: 52.800 €).

Die Versicherungspflichtgrenze in der Kranken- und Pflegeversicherung (Jahresarbeitsentgeltgrenze) erhöht sich bundeseinheitlich auf 47.700 € jährlich und 3.975 € monatlich (2006: 47.250 €/Jahr und 3.937,50 €/Monat). 

Für Arbeitnehmer, die bereits am 31.12.2002 aufgrund der zu diesem Zeitpunkt geltenden Regelungen wegen des Überschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze versicherungsfrei waren, wird die Jahresarbeitsentgeltgrenze für das Jahr 2007 42.750 € und 3.562,50 € monatlich betragen. Dieser Wert ist zugleich Grundlage für die Beitragsbemessung. 

Vorgesehen ist, die Beitragssätze in der gesetzlichen Rentenversicherung ab 2007 von 19,5 auf 19,9 % anzuheben. In der Diskussion ist angesichts der günstigen Entwicklung der Staatsfinanzen die bereits beschlossene Senkung des Beitragssatzes zur Arbeitslosenversicherung von 6,5 auf 4,5 % nochmals auszuweiten. Im Gespräch ist eine Senkung auf 4,2 %. Dagegen ist bei den Beiträgen in der Krankenversicherung mit einem Anstieg um ca. 0,6 % zu rechnen. Für das Jahr 2007 und 2008 bleiben die Beiträge weiterhin kassenabhängig. Unverändert bleibt der Beitrag zur Pflegeversicherung bei 1,7 %.

Hinweis:

Die Rechengrößen orientieren sich an der Lohn- und Gehaltsentwicklung im Jahr 2005. Der Anstieg gegenüber dem Vorjahr (Lohnzuwachsrate) betrug 2005 bundeseinheitlich 0,66 %, d.h. in den alten Bundesländern 0,49 % und in den neuen Ländern 1,38 %. 

Quelle: Nachricht des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 3. November 2006, www.bmas.bund.de
16. Arbeitgeber haftet für Sozialversicherungsbeiträge bei mehreren Mini-Jobs

Der Arbeitgeber eines geringfügigen Beschäftigungsverhältnisses haftet für Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung, wenn bei Unkenntnis über mehrere Mini-Jobs seiner Beschäftigten bei Zusammenrechnung der Mini-Jobs Versicherungspflicht eintritt. Das gelte selbst dann, wenn er den Arbeitnehmer dazu befragt habe, dieser aber wahrheitswidrige Auskünfte gegeben hat. Der Arbeitgeber könne sich gegen eine Beitragsnachforderung nur schützen, wenn er regelmäßig beim zuständigen Sozialversicherungsträger beantragt, Ermittlungen einzuleiten und über die Versicherungs- und Beitragspflicht zu entscheiden, so lautet ein aktuelles Urteil des Hessischen Landessozialgerichtes. 

Die Entscheidung betrifft allerdings nur die Rechtslage vor dem 1.4.2003. Seit diesem Zeitpunkt gibt es eine anders lautende gesetzliche Regelung, die keine rückwirkende Versicherungspflicht mehr zulässt sondern nur für die Zukunft ab dem Zeitpunkt, in dem die Einzugsstelle oder der Rentenversicherungsträger Versicherungspflicht feststellt. Für die zurückliegende Zeit bleibt das Beschäftigungsverhältnis versicherungsfrei, so dass es zu keiner Nachzahlung von Sozialversicherungsbeiträgen kommt. Diese Regelung gilt für alle Entscheidungen über versicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse, die ab dem 1.4.2003 getroffen wurden und zwar selbst dann, wenn die Beschäftigung bereits vor diesem Zeitpunkt bestanden hat. Voraussetzung ist, dass es der Arbeitgeber nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig unterlassen hat, den Sachverhalt hinsichtlich der versicherungsrechtlichen Beurteilung aufzuklären.

Hinweis:

Der Arbeitgeber sollte es zu Beginn des Beschäftigungsverhältnisses nicht versäumen, den Arbeitnehmer schriftlich abzufragen, ob nicht bereits bei einem anderen Arbeitgeber ein weiterer Mini-Job besteht. Nützlich kann dazu der „Personalfragebogen für geringfügig Beschäftigte“ sein, der im Internet auf der Homepage der Minijobzentrale unter www.minijobzentrale.de abgerufen werden kann.

Quelle: Landessozialgericht Hessen, Beschluss vom 21. August 2006, L 1 KR 366/02, LEXinform Nr. 0871699










































































































